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Im Wahljahr 2019: Das Buhlen um die 
Ostdeutschen jetzt eine GroKo Hymne  
 

 

 ANMERKUNGEN - WORTE UND 
WIDERWORTE / Zu Themen 2019  
 

Weihevolle Reden: Ballast der 
letzten Jahrzehnte abwerfen? - Nun 
endlich Ostdeutsche 
Lebensleistungen gebührend 
anerkennen; Die Botschaft hört 
man wohl, ist den CDU/SPD- 
Hymnen-Sängern auch zu 
glauben? Sie hatten fast 30 Jahre 
ihre Chance. - Was haben sie 
erreicht? 
 

 
Treffend gesagt: "Sie SIND in der Regierung". 
Das ist das SPD- Problem /       Karikatur nd 11.2.2019 
 
 

Deutsche Einheit - Was läuft schief? Die 
Liste ist umfangreich. "Die Gründe liegen 
nicht in der DDR, sondern in den 
Ereignissen nach deren Ende", war eine 
These Petra Köppings. Sächsische 
Integrationsministerin (SPD). Man werde 
keine befriedigende Antwort finden, 
wenn man sich nicht »ehrlich und offen 
mit der Nachwendezeit« beschäftige. -  

 

Bei wem hat nun ein Lernprozess 
eingesetzt? 
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CDU und SPD Ost-Beauftragte 
streiten über besser wirkenden 
Farbton und treffen nicht den Kern  
 

 
 
Dabei hatte z.B. Prof. Gesine Schwan, SPD 
ehemalige Kandidatin für das Amt der 
Bundespräsidentin, schon 2014 festgestellt:  
In einer Gesellschaft, in der die Diskrepanzen 
zwischen Arm und Reich größer geworden sind, 
liegt es nahe, dass Gefühle der Benachteiligung 
virulent sind. Und wirtschaftlich ist die Situation 
in Teilen des Ostens noch immer nicht rosig. 
Psychologisch erst recht nicht.  
Zudem hat man bei der Wiedervereinigung 
von Anfang an unterschätzt, dass es gar 
nicht in erster Linie um materielle Fragen 
geht, sondern viel mehr um psychische 
Dinge. Fragen der Wertschätzung, des 
Selbstwertgefühls.   
Bei der Vereinigung 1990 ist von westdeutscher 
Seite sehr stark der Eindruck vermittelt worden, 
dass man den Ostdeutschen zeigen muss, wo 
es lang geht.  
 

 
 

Nun also die Erleuchtung? 
Gut und richtig! - Wenn aber nun die große 
Erleuchtung über Treuhand etc. und  die 
bisher mangelnde Bewertung der Biografien 
und Lebensleistungen  der Ostdeutschen  
kommt - Bitte nicht vergessen, auch  die 
politischen ABC-Schützen in den eigenen 
Reihen nach ihren Aktien daran zu befragen. 
Ballast der Vergangenheit abwerfen? In der 
Gegenwart, in einer Zeit, in der es dringend 
ein Zusammenrücken aller nationalen und 
internationalen  fortschrittlichen Kräfte 
geboten sein sollte. Angesichts 
nationalistischer und offener faschistischer  
Parteien und Bewegungen verfallen die 
Damen und Herren wieder in alte, aus der 
Hochzeit des Kalten Krieges bekannte, 
Kampfmuster.   
 

ERINNERUNGSKULTUR  
WOFÜR, FÜR WAS, MIT WEM? 

 
Aus einem Leserbrief an die Redaktion: 
"Nun sind wir eingetreten in ein weiteres 
geschichtsträchtiges Jahr: 70. Jahre nach 
der DDR-Gründung und 30. Jahre nach dem 
„Aufstehen“ für einen besseren Sozialismus. 
Hoffentlich wächst das Interesse an einem 
differenzierten Geschichtsbild und damit 
auch an der Geschichte der Akademie" -  
Diese Hoffnung eines  weithin geachteten und 
international bekannt und geschätzten Agrar- 
Geschichtsprofessors der DDR erreichte die 
Redaktion an der Schwelle zum Jahr 2019. -  
 
Wenn die SPD differenzieren will  
 

 
 

Die bisher verfolgte "Aufarbeitungs- und 
Erinnerungspolitik" ist nicht genug 
erfolgreich gewesen. Das Trommelfeuer der 
Stiftungen, Behörden, Organisationen und 
der mit ihnen verbündeten 
sensationslüsternen Medien ist noch nicht 
tief genug angekommen. - Vergessen wurde, 
dass die Mehrzahl  der Menschen, die sie 
heute erreichen wollen, wahrlich nicht nur 
gelitten haben in der DDR. Der Westen 
verfolgte das DDR- "Unrecht" nach dem 
Mauerfall streng. Doch der Schuss ging nach 
hinten los: 75.000 Ermittlungen standen 753 
Urteile gegenüber. Einige Historiker warnen 
schon lange vor einer Gedenkkultur, die an 
der Bevölkerung vorbei geht.  
 
In einem SPD- Vorstandsbeschluss heißt es: Es 
gehe auch  »um die Frage, wie wir das so 
dringend notwendige Geschichtsbewusstsein  
in den Zeiten einer permanenten politischen 
Erregung, die immer mehr von kurzsichtigen und 
geschichtsvergessenen Emotionalisierungen ge-
trieben wird, als von einer differenzierten 
Auseinandersetzung auf der Grundlage von 
Argumenten, wieder stärker verankern können«  
 

?SPD wieder nach der unredlichen 
Losung der Selbstgerechten "Wasch mir 
den Pelz, aber mach mich nicht nass"?. 
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Öffentliche Nachfrage 

Was Zeitgenossen beim  
Erinnern aussparen   

Für jeden, der redlich und ehrlich mit der 
Wissenschaft und seine eigene 
Vergangenheit umgeht, sollte eine kritische 
Analyse unumgänglich sei. Fragen, die auch 
der Ostbeauftragten der SPD, Martin Dulig  
und die Sächsische Integrationsministerin, 
Petra Köpping vorgelegt sollten.   

 

 
 
Frau Köpping und Herr Dulig, haben m it Ihrer 
Forderung nach einer gerechten Bewertung der 
Biografien und Lebensleistungen  der 
Ostdeutschen einige Aufmerksamkeit im 
deutschen Alltagsgetriebe ereicht. Sie waren 
freilich nicht die ersten in der Reihe. 
Ungenügende Wertschätzung  - Nun  wurden 
wieder  Finger in eine noch nicht geschlossene 
Wunde gelegt. Gut, wenn nun - gerade im 
ERINNERUNGSJAHR 2019 - daran gearbeitet 
werden soll, die Wunden weiter zu schlissen. 
Und es bleibt die Hoffnung, dass es nicht bei 
gesalbten Reden und einem Strohfeuer bleiben 
wird. 
Leider spricht einiges dafür, dass nach dem 
Prinzip "Wasch mir den Pelz, aber mach 
mich dabei nicht nass" verfahren wird.   
Zukunft braucht Herkunft, heißt es. 
Verschweigen der  vielen  Verletzungen die 
bisherige "Geschichts- Aufarbeitung" gebracht 
hat, hilft nicht.   
Es ging damit früh los. Wir erinnern uns: WILLY 
BRAND fand leider bei einem Großteil seiner 
neuen Ost- SPD- Genossen kein Gehör. Kurz 
vor seinem Tod, drei Jahre nach dem Fall der 

Mauer, erinnerte er daran, dass man angesichts 
der Geschichte einen langen Atem haben 
müsse. Und er ergänzte seinen Satz von 1989: 
»Abgeschlossen ist der Prozess des 
Zusammenwachsens erst, wenn wir nicht mehr 
wissen, wer die neuen und wer die alten 
Bundesbürger sind.« 
 

FRIEDRICH SCHORLEMMER, dann schon 
Jahrzehnte später:  Der Himmel ist gleichsam 
noch geteilt, darüber muss man reden können. 
…Das Wort von der Gleichheit erscheint wie ein 
ketzerischer Aufruf zum Kommunismus! 
Freiheit vor Gleichheit, das flattert auf der 
Gauckschen Fahne . Nein, ich sage: 
Gleichheit ist Voraussetzung für Freiheit! 
Alle kommen und gehen - nackt. 
 

Wird dies alles überhört - Stattdessen: 
Kultur der Erniedrigung und 
Dämonisierung / Nun weiter nach 
bisheriger Marschrichtung?   
 

Einer von den 30 Unterzeichnern der Erklärung 
"Ost- SPD will Stiftung für Stasi-Stätten", ist 
Markus Meckel. Nachdem er im Frühjahr 1990 
für die SPD zum Außenminister der noch  
 
 

 
 
Ja, das nervt bis heut! ...aber auch nicht 
vergessen, was und wer ihnen die Denk- 
Richtung geöffnet hat, für so manch 
Skandalisierungsblase. Hans Modrow war's 
nicht!  
 

bestehenden DDR avancierte, wurde er (da 
gerade mal 37 Jahre ) vom Fernsehen gefragt, 
wie er die Amtsübernahme von Vorgänger, 
Oskar Fischer  (da 67 Jahre) vornehmen wolle: 
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Weder die Hand noch die Schlüssel werde er 
von dem Fischer annehmen.  Und die DDR- 
Diplomaten in aller Welt erwartete gleiche 
Umgangskultur vom neuen SPD- 
Außenminister.  - Beim Amtsvorgänger handelte 
es sich bekanntlich um einen aufrechten 
Antifaschisten und weltweit geachteten Vertreter 
der Deutschen Demokratischen Republik. Oskar 
Fischer  - Sogar geachtet als "Reformer in der 
Republik".  
 
Meckel ; Welch eine Kultur? Diese "Kultur" fand 
dann auch seine Fortsetzung, in den mit reichen 
Ressourcen ausgestatteten Behörden, Ämter, 
Instituten und Stiftungen. Und gesteigerte 
Fortsetzung bei nicht wenigen seiner Eleven.  
 

Lebenselixier, Profilierungssucht 
Exemplarisch Frau Hanka Kliese , eine für die 
"89-Wende- Erinnerung" in der SPD- 
Landtagsfraktion Sachsen zuständige Frau. Sie  
erklärte z.B. vor der Feierversammlung in 
Dresden wem sie ihre Freiheit verdanke.  
»den Menschen, die zu DDR- Zeiten politische 
Häftlinge waren und solches durchleiden 
mussten, denn ihnen verdanke ich die Freiheit in 
der ich heute lebe.« 
Also denen verdanken Sie alles? -  
Nicht denen, die zur Wende mit der Losung 
KEINE GEWALT demonstrierten, die an den 
RUNDEN TISCHEN, in den Betrieben, in den 
Dörfern arbeiteten? Und die nicht vergessen, 
die DIE WAFFEN IN DEN HÄNDEN hatten und 
nicht eingesetzt haben ist zu danken? - Läßt 
sich die jüngste Geschichte dieses Landes 
noch schlimmer verfälschen? 
Diese Geschichtsklitterung sollte man der 
Dame & Gesinnungsgenossen nicht 
vergessen! 
Und  die Erinnerungspolitische SPD- Sprecherin 
findet nichts dabei, wenn die DDR mit Nazi- 
Deutschland gleich gesetzt  wird.  Und es 
stehen sogleich Millionen für einem Verein zur 
Verfügung, der diese Gleichsetzung in seine 
Satzung geschrieben und der allein festlegt, 
welcher Deutsche sich an einer glaubwürdigen  
Aufklärung beteiligen darf. Zeitgleich fehlen 
jedoch Ressourcen für den Aufbau einer 
würdigen KZ- Gedenkstätte im nahen 
Sachsenburg.  (Siehe auch Seite 10)   
 

 
 
Wer in der Bundesrepublik etwas werden will, 

bekennt sich zum »Rechtsstaat« und 
distanziert sich zugleich vom 
«Unrechtsregime« der DDR. 

 

Deutscher Medienhohn 
 

 
 

Hohn der Täter 
 
Am 27. Januar jährte sich nicht nur die Befreiung  
von Auschwitz 1945. Die Rote Armee hatte genau 
ein Jahr zuvor schon das belagerte Leningrad 
entsetzt. Und was macht Russland? Es missbraucht 
den 75. Jahrestag zu einer Militärparade! So lautete, 
sofern man Kenntnis nahm vom Datum, der Tenor 
tonangebender hiesiger Medien. ... 
Ließ der »Spiegel« das Publikum noch selbst auf die 
implizierte Spitze gegen Putin kommen, trötete es die 
»Süddeutsche« laut heraus. ... Die »Süddeutsche« 
meint, die »Stadtbehörden« müssten sich »fragen 
lassen«, warum sie unter der Belagerung »so wenig 
für die Bürger taten«. ... Die deutsche Presse wähnt 
sich in der Position, russische Erinnerung zu benoten.  
Schreibt die »Süddeutsche« so über Israel, wenn es 
seine Jets symbolisch Auschwitz überfliegen lässt? 
Wenn die Kluft zwischen Historikerwissen und 
öffentlichem Bewusstsein und Reden so tief ist wie 
im Fall des Vernichtungskriegs gegen den slawischen 
»Untermenschen«, ist angebracht, was wir Deutsche 
angeblich so gut können: Aufarbeitung.      Velten 
Schäfer in nd DIE WOCHE 2./3. Febr. 2019  
 

 
 
Sowjetische Soldaten in Pawlowsk, in den 
Außenregionen von Leningrad. Auf  dem 
Gedenkfriedhof Piskarjowskoje liegen rund 500 000 
Tote der Leningrader Blockade in Massengräbern 
beerdigt. 
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Unvergessen sollten auch die Folgen der 
Klitterung sein - Verletzungen, 
Skandalisierung, Flüsterpropaganda, 
Denunziation für ein gesellschaftliches 
Klima und die Moral hat.  
 
Keine Seltenheit: Wenn eigene Argumente eines 
Abteilungsleiters gegenüber des Chef nicht 
zogen, schnell hinter vorgehaltener Hand "Stasi, 
Stasi" in Richtung des Chef zu streuen. Den 
Rest besorgte Springer-BILD & Co. War nicht 
selten erfolgreich.  
Stasiverdacht wurde gegen Lothar de Maiziere, 
Gregor Gysi, Manfred Stolpe und das 
Bundestagsmitglied Gerhard Riege  geäußert, 
der sich deswegen das Leben nahm.  
In seinem Abschiedsbrief schrieb er:  
 Ich habe Angst vor dem Haß, der mir im 
Bundestag entgegenschlägt, aus Mündern und 
Augen und Haltung von Leuten, die vielleicht 
nicht einmal ahnen, wie unmoralisch und 
erbarmungslos das System ist, dem sie sich 
verschrieben haben. Sie werden den Sieg über 
uns voll auskosten. Nur die vollständige 
Hinrichtung ihres Gegners gestattet es ihnen, 
die Geschichte umzuschreiben und von allen 
braunen und schwarzen Recken zu reinigen.« 
 
Der ehemalige Vorsitzende einer großen 
Strafkammer in der DDR, Otto Fuchs , der wegen 
seiner Mitwirkung an den Waldheim-Prozessen - 
1950 wurden in Waldheim über 3300 Angeklagte 
wegen Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit während der NS-Zeit verurteilt 
- der Rechtsbeugung beschuldigt wurde, nahm 
sich zusammen mit seiner Frau am 13. Februar 
1992 durch Sturz aus dem Fenster das Leben. In 
einem Abschiedsbrief schrieb er seinem 
Verteidiger:  
»Ich bin mir sicher, daß wir uns über kein 
Urteil schämen müssen... 
Ich muß auch die gesamte Situation 
berücksichtigen, wie sie sich in der Presse 
widerspiegelt, in der eine Vorverurteilung 
schon programmiert ist. Heute, nach einer 
langen Periode der Naziverbrechen, fühlen 
sich doch alle - und sind sie auch noch so 
schwer belastet - als völlig unschuldige 
Menschen. Die Verdrängung ging und geht ja 
so weit, daß Auschwitz als Lüge hingestellt 
wird. Wie einfach ist da eine individuelle 
Schuld zu leugnen. Unter solchen 
Bedingungen und der Vermutung, daß die 
Richter aus den alten Bundesländern 
kommen, wo die Nichtverfolgung von 
Naziverbrechen übliche Praxis war, ist für 
unsere Beurteilung solcher Verbrechen wenig 
Verständnis zu erwarten.  

 
 

Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier 

bei der  Festveranstaltung zum 20. Jahrestag 
der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur (17.10.2018):  
»...Dennoch haben die ostdeutschen 
Erfahrungen bis heute keinen so festen Platz 
in unserem kollektiven Gedächtnis wie die 
Geschichten des Westens. Und das muss 
sich ändern.« 
 
Und wie weiter? 
Recht wäre wenn der Herr dafür sorgen 
würde, dass nun auch respektvoll mit denen 
umgegangen wird, die getreu der Verfassung 
der DDR gelebt und gearbeitet haben?   
Hier ist zu erinnern an ein vom Presse- und 
Informationsdienst der Bundesregierung am  
2. September 1956 veröffentlichtes Bulletin 
mit dem Titel „Memorandum der 
Bundesregierung – zur Frage der 
Wiederherstellung der deutschen Einheit“. 
Das Memorandum war am 7. September 1956 
von den BRD-Botschaftern in Moskau, 
Washington, Paris und London per Note an 
die jeweiligen Außenminister übergeben 
worden. Nach einer ausführlichen 
Schilderung der damaligen Vorstellungen 
der Bundesregierung unter Dr. Konrad 
Adenauer heißt es in diesem Memorandum:  
„14. Die Bundesregierung ist der 
Überzeugung, dass freie Wahlen in ganz 
Deutschland, wie sie auch immer ausfallen 
mögen, nur den Sinn haben dürfen, das 
deutsche Volk zu einen und nicht zu 
entzweien. Die Errichtung eines neuen 
Regierungssystems darf daher in keinem 
Teile Deutschlands zu einer politischen 
Verfolgung der Anhänger des alten Systems 
führen. Aus diesem Grunde sollte nach 
Auffassung der Bundesregierung dafür 
Sorge getragen werden, dass nach der 
Wiedervereinigung Deutschlands niemand 
wegen seiner politischen Gesinnung oder 
nur weil er in Behörden oder politischen 
Organisationen eines Teils Deutschlands 
tätig gewesen ist, verfolgt werden.“ 
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   Differenziertes Geschichtsbild? 
 

 

Totalitarismusdoktrin reloaded 
              Die SPD und die Aufarbeitung 

»deutscher Diktaturen« 
 

                   
Die SPD will die Ostdeutschen integrieren. Dazu 
will man den Einfluss von »Rechtspopulisten« 
zurückdrängen, die das unter ihnen verbreitete 
»Gefühl des Zukurzgekommenseins« 
ausnutzen. Diese Aussage in einem neuen 
Papier von rund 30 Sozialdemokraten sagt 
eigentlich alles über deren Haltung. Die 
Bewohner der neuen Bundesländer leiden also 
nicht unter realer eklatanter Benachteiligung bei 
Löhnen und Repräsentanz in Wirtschaft und 
Verwaltung, sondern lediglich unter negativen 
Gefühlen. 
Zwar werden eine »Auseinandersetzung« etwa 
mit dem Wirken der Treuhandanstalt und 
dessen Folgen für die Menschen wie auch eine 
Sozialpolitik gefordert, die »Verlierer« der 
Globalisierung absichert. In erster Linie verharrt 
man jedoch in antikommunistischen Klischees.  
 
Die Wortwahl wirkt, als stammte die Resolution 
direkt aus der Ära des Kalten Krieges. Da wird 
beinhart an der Totalitarismus-Doktrin 
festgehalten, konkret an der faktischen 
  
 

 
 

Oft in trauter Gemeinsamkeit, auch beim Erinnern.  
 

Gleichsetzung der »beiden deutschen  
Diktaturen«, also Verharmlosung der Hitler-
Barbarei einerseits und Dämonisierung der 
DDR-Gesellschaft andererseits. Das Papier 
steht mithin für die Zementierung von 
Aufarbeitung statt unvoreingenommener 
historischer Forschung.  
 
Ein »gesamtdeutscher«, also gleichberechtigter 
Dialog aller Akteure, den die Unterzeichner 
anstoßen wollen, kommt so ganz sicher nicht 
zustande.  
                       Jana Frielinghaus / nd 21.1.2018 

Warum ist das so? 
Wahrheit und Versöhnung ? 

Zum Umgang mit der DDR-Geschichte 
Neue und ungewohnte Töne waren in der 
Bundestagsdebatte am 27.09.2018 zu 
vernehmen. 
 
Der Beauftragte der Bundesregierung für die 
neuen Bundesländer, Christian Hirte , schätzte 
ein: „Differenzen, die wir in ganz Europa 
wahrnehmen, ziehen sich ein Stück weit 
auch durch unser Land. Nicht alles können 
wir dabei mit 40 Jahren SED-Diktatur 
erklären, sondern hier wirken die 
Erfahrungen der 90er Jahre noch immer 
nach. Nicht alles, was in dieser Zeit geschah, 
war segensreich.“ 
 
Der Ostbeauftragte der SPD und sächsische 
SPD Vorsitzende Martin Dulig  stellte fest: “Die 
Nachwendezeit ist vorbei, Ihre Aufarbeitung 
beginnt aber erst jetzt. Es war ein zentraler 
Fehler, über die damaligen Umbrüche, die 
Kränkungen und die Ungerechtigkeiten nicht 
öffentlich zu debattieren. Es wird Zeit, über 
die Form und Fehler des Systemwandels zu 
sprechen, der damals unter marktradikalen 
Vorzeichen ablief.   
 
Auch ein Insider der Aufarbeitungsindustrie, 
BStUMitarbeiter und Bewerber für einen 
freiwerdenden Posten in Berlin-
Hohenschönhausen, Ilko-Sascha Kowalczuk , 
meldete sich in der Süddeutschen Zeitung zu 
Wort. Er führte u.a. aus: „Diese Geschichte 
von Leid, Opfern, Unterdrückung und 
Widerstand erreichte die Gesellschaft nicht, 
es war nicht ihre Geschichte, noch 
schlimmer: Es wurde nicht ihre Geschichte... 
Aufarbeitung muss den Menschen gerecht 
werden, nicht den Aufarbeitern. Die DDR-
Aufarbeitung sollte nun, fast dreißig Jahre 
nach dem Mauerfall, beginnen, die ganze 
Palette der DDR- Gesellschaft und die 
Transformationsgeschichte verknüpft zu 
erzählen. In dieser Aufarbeitung müssen alle 
Erfahrungsräume Platz finden“ (SZ vom 22. 
10. 2018). 
 
Solche Einsichten kommen nicht von 
ungefähr. Sie sind nur vor dem Hintergrund 
des sichtbaren Vertrauensverlustes der 
Regierungsparteien, der sich vertiefenden 
Spaltung der Gesellschaft und des 
unaufhaltsamen Vormarsches 
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rechtspopulistischer Kräfte – besonders in 
Ostdeutschland - zu erklären.   
 
 

 
Bisher immer toll bewährte Klimamacher, keine Hand 
frei für differenziertes  Geschichtsbild. Mit alle Kräfte 
für Stasi-Stätten?  
 
 

Beschwichtigungsversuche? Oder ob es 
sich dabei um, politisches Taktieren oder gar 
um einen Neuanfang bei der Betrachtung der 
Geschichte der DDR handelt, wird sich 
zeigen,  z.B. auch daran, ob der angedachte 
Kulturwandel in der Gedenkstätte Berlin- 
Hohenschönhausen neben der Vermeidung 
sexueller Übergriffe auch dazu führt, wenigstens 
ein Minimum an Seriosität herzustellen und auf 
offenkundige Lügen, Verleumdungen und einen 
öffentlichen Pranger für ehemalige Angehörige 
des MfS zu verzichten. 
Auf den Prüfstand gehört aber zweifellos eine 
Behörde, die seit 1990 weit mehr als zwei 
Milliarden Euro an Steuergeldern (mehr als das 
80-fache der Ausgaben für die 
„Zentralstelle zur Verfolgung von NS-
Verbrechen“) verschlungen hat, die Behörde des 
Bundesbeauftragten für die „Stasi-Unterlagen“. 
                                 Aus GRH / November 2018  
 

Kann nun einer "besorgten" 
Frau Birthler geholfen werden     
 

 
 

Birthler besorgt? Die frühere Leiterin der Stasi-
Unterlagenbehörde, Marianne Birthler , 
beobachtet die politische Entwicklung in 
Ostdeutschland mit Sorge. »Ich habe 1990 
gedacht, jetzt werden die früheren DDR-Bürger 

lle glühende Anhänger der Freiheit, weil sie 
diese so lange entbehrt haben«. - Auf die Idee 
dass sie selbst und ihr Gleichgesinnten in der 
Erinnerungsindustrie an Misere viele Aktie 
haben, kommt sie nicht.  
Hier einige Aspekte, die dem jetzigen BStU- 
Chef, Roland Jahn und ihr & Co. - falls sie es 
wollen - behilflich sein könnten.  
 

Schwerpunktsetzung:  
 Zentrales BRD-Staatsorgan  
 

Die Behörde des Bundesbeauftragten  begann 
ihre Tätigkeit mit 52 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in der Berliner Zentrale und den 14 
Außenstellen der damals noch bestehenden 
Bezirks-Hauptstädte der DDR. Die Behörde 
entwickelte sich bis Mitte der 90er Jahre zum 
zentralen BRD-Staatsorgan für die „Aufarbeitung 
der Stasi-Unterlagen“ mit bis zu 3200 
Beschäftigten und beschäftigte Ende 2016 
immer noch 1.600 Mitarbeiter. 
Die erst 1958 – also 13 Jahre nach der 
Zerschlagung des faschistischen deutschen 
Staates durch die Alliierten – in der Alt- BRD 
gebildete „Zentralstelle für die Aufklärung 
von NS- Verbrechen“ in Ludwigsburg begann 
ihre Arbeit mit 600 Ermittlungsverfahren und 
hatte zu Zeiten der größten Arbeitsbelastung im 
Zeitraum 1967 – 1971 ganze 121 Mitarbeiter 
und Beschäftigte. 2013 waren es noch 19. 
 
 

 
 

DEUTSCH NATIONAL - wollen sie nur spielen? 
 

Die DDR war ein geachtetes Mitglied der UNO 
mit einer aktiven auf die Erhaltung des Friedens 
gerichteten Politik. 
 
Ihre Repräsentanten waren ausgewiesene 
Antifaschisten.   
Für die BStU mussten die Steuerzahler bisher 
2,5 Milliarden Euro aufbringen. Noch heute 
beschäftigt die BStU 
zehn Mal mehr Mitarbeiter als die 
Ludwigsburger Behörde in ihren Spitzenzeiten. 
Wie soll der Öffentlichkeit die Tatsache erklärt 
werden, dass die BStU innerhalb von nur vier 
Monaten  ebenso  viele Steuergelder in  
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Bestimmte Themen 

 
 
Anfrage eines Zeitungslesers an einen FP-
Journalisten, der sich gern mit der ganzseitigen 
Vorstellung von "DDR- Widerständler und Opfer" 
hervorgetan hat: Lebensleistungen - Könnte 
man mal etwas lesen von denen, die 89 zwar 
die Waffen und Befehlsgewalt hatten - nicht nur 
Kugelschreiber und Kerzen - aber dafür gesorgt 
haben, das in Stadt und Land kein Schuss fiel. 
Und keine Rumänischen Verhältnisse 
eingezogen sind.  Und könnte man mal lesen, 
was von dem verbreiteten Kaßberg- Gefängnis- 
Schmarren belegt ist. In ihm wurden doch 
Krebs- Versuche durch die Stasi an Häftlingen 
nicht ausgeschlossen.  
 

Der FP- Redakteur antwortete: "Meine 
Themen sind immer von aktuellen 
Ereignissen bestimmt (Zeitung halt).  
Zu fragen ist: Wer bestimmt die Themen, wer 

gibt den Ton an bei der Bewertung der 
Biografien und Lebensleistungen der 

Ostdeutschen?  
 Im Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ Nr. 42 
(Seite 42 ff.) vom 13.10.2018 ist in einem Artikel 
mit der Überschrift „Die Akte Knabe“ zu lesen:  
 

„Sie zeigen den Besuchern noch immer diesen 
Film, in der Gedenkstätte Berlin- 
Hohenschönhausen. 30 Minuten düstere 
Diktatur, mit Behauptungen, die wie 
Gewissheiten anmuten. Ein jahrzehntealtes 
Gerücht wird in dem Film kolportiert, die Stasi 
könnte bei Gefangenen Blutkrebs mit 
Röntgengeräten erzeugt haben, aufgebracht von 
ehemaligen Häftlingen, bis heute unbelegt.“ 
 
Hier irrt „Der Spiegel“. Dieses Gerücht ist seit 
vielen Jahren u.a. durch staatsanwaltliche 
Untersuchungen und eine eigens von der BStU 
eingesetzte Projektgruppe „Strahlen“ längst 
widerlegt. 
In der Gedenkstätte Berlin-
Hohenschönhausen wurden und werden also 
hunderttausende Besucher wissentlich und 
vorsätzlich belogen – und nicht nur in 
diesem Fall. 
Z.B. ist durch Video- bzw. Tonaufnahmen von 
Führungen der kreative Umgang mit der 
historischen Wahrheit bei einer Reihe von 
Zeitzeugen nachweisbar. 

Anspruch nimmt, wie die Ludwigsburge r 
Zentrale Stelle für die Aufklärung der NS-
Verbrechen in den 31 Jahren von 1958 -1989?  
 
Gebetsmühlenartig „Beiden deutschen 
Diktaturen“ soll helfen.  
 
Die Gleichsetzung der „beiden deutschen 
Diktaturen“ gehört zu den gebetsmühlenartig 
wiederholten Prämissen öffentlicher 
Präsentationen der BStU und gipfelt in 
Versuchen, die DDR, in der im Gegensatz zum 
faschistischen Regime keine 
Menschheitsverbrechen begangen wurden, 
sogar als den schlimmeren Abschnitt der 
deutschen Geschichte zu charakterisieren.  
 
Glaubt man ernsthaft, dass die Bilder 
zerbombter Städte, der Leichenberge und der 
ausgemergelten Häftlinge faschistischer 
Konzentrations- und Vernichtungslager, 
der Erschießungskommandos der SS, der 
Verbrechen von Lidice und Ouradour, der 
nach medizinischen Versuchen in Hamburg 
erhängten Kinder u.v.a.m. auf Dauer durch 
Bilder vom Arbeitszimmer Erich Mielkes oder 
von Untersuchungshaft-Zellen in 
Hohenschönhausen verdeckt werden können? 
 
Wenn von „Stasi-Methoden“ die Rede ist  
 
Wenn in den Medien etwas als besonders 
gemein, hinterhältig, verrucht oder widerwärtig 
charakterisiert werden soll, ist nicht selten von 
„Stasi-Methoden“ die Rede. Die BStU verfügt 
über nahezu alle Richtlinien, 
Dienstanweisungen, Berichte über 
Arbeitsergebnisse und selbst Lehrmaterialien 
des MfS, in denen Aufgaben, Ergebnisse und 
Methoden seiner Arbeit umfassend dargestellt 
sind. Sie sind also über die Methoden des MfS 
bestens informiert. Welche Methoden der 
Geheimdienstarbeit wurden vom MfS 
angewandt, die nicht auch von Geheimdiensten 
der westlichen „Demokratien“ bis heute 
praktiziert werden? 
 
Hat das MfS beispielsweise solche Methoden 
der heutigen Geheimdienste angewandt, wie 
Vorbereitung und Unterstützung von 
Aggressionskriegen; Inszenierung politischer 
Umstürze; Politische Auftragsmorde; 
Menschenrechtswidrige Verhörmethoden, wie 
waterboarding, Einsatz von Lügendetektoren, 
sog. Wahrheitsdrogen, Verhöre unter Hypnose 
u. ä.; Wirtschaftssabotage, Arbeit mit agents 
provocateurs bzw. Aufforderung zu Straftaten? 
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Für die dauerhafte Erhaltung eines 
eigenständigen „Stasi-Unterlagen-
Archivs“  
 
Mit Nachdruck wird sich für die dauerhafte 
Erhaltung eines eigenständigen „Stasi- 
Unterlagen-Archivs“ (27 Jahre nach dem 
„Einigungsvertrag“) ausgesprochen. Für 
dauerhafte persönliche Akteneinsichten, für die 
Aufhebung der Fristen für die Rehabilitierung 
von „Opfern“ und vor allem für den weiteren 
Erhalt der Möglichkeiten der allseitigen 
Überprüfung von Personen hinsichtlich 
Kontakten bzw. Tätigkeiten für das MfS, einem 
legitimen Staatsorgan der DDR. 
 
Gefragt wird: Wer sind in Ihren Augen alles 
„Opfer“? Auch jene, die als Spione, Saboteure, 
Diversanten, Terroristen, „Fluchthelfer“, Nazi- 
und Kriegsverbrecher u. a. nach 
Straftatbeständen des DDR-Strafrechts (das 
jedem internationalem Vergleich, bes. auch 
westlicher Staaten, wie z. B. Frankreich, 
standhielt) durch DDR-Gerichte verurteilt 
wurden? 
 
Einem Schwall von Antragszahlen  
 
Seit Jahr und Tag überschüttet Ihre Behörde die 
Öffentlichkeit mit einem Schwall von 
Antragszahlen („Millionen haben ihre Akte 
gelesen“), die nicht konkret unterlegt 
werden und letztlich nichts besagen. 
Im 13. Tätigkeitsbericht des BStU für die Jahre 
2015/2016 wird erstmals eine Zahl genannt, wie 
viele Antragsteller ihre Akte persönlich 
eingesehen haben. Das sind weniger als 5 % 
der Antragsteller. Ausgeblendet werden 
hunderttausende Fälle, in denen überhaupt 
keine Akte vorlag. Bei der Masse des 
vorgefundenen Materials dürfte es sich um 
Ergebnisse von Sicherheitsüberprüfungen 
handeln, für die das MfS staatsrechtlich 
zuständig war und die zu ca. 94 % positiv 
entschieden wurden.  
 
Überwiegend Akten, die für die 
Verteufelung des MfS ungeeignet sind 
Die Angaben zum Umfang der Akten des MfS 
wurden seitens der BStU schon mehrfach 
korrigiert. Der aktuelle Tätigkeitsbericht geht von 
111 km Schriftgut aus. 
In diesem Schriftgut sind jedoch neben 
dokumentierten Sicherheitsüberprüfungen 
überwiegend Akten enthalten, die für die 
Verteufelung des MfS ungeeignet sind, wie die 
Personalakten der Mitarbeiter und IM, die 
Unterlagen der rückwärtigen Dienste, das Nazi- 

Der Tradition verpflichtet 
 

 
 

 
 
Politgrößen der alten BRD wie hier CSU-Chef 
Franz-Josef Strauß, pflegten ganz offiziell ihre 
Kontakte zum Pinochet-Regime in Chile.  
 
Bei Fragen zur Zusammenarbeit deutscher 
Geheimdienste mit den Putschisten in 
Griechenland und Chile mauert die 
Bundesregierung. Die Zusammenarbeit mit 
Mördern ist wohl noch zu aktuell. 
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Archiv, andere Dokumente des inneren 
Dienstbetriebes usw. usf. 
Frage: Wann endlich liefern Sie eine 
aussagefähige und ehrliche Analyse zu den 
Zahlen der Antragsteller und zum Anteil sog. 
Opferakten am Aktenbestand des MfS? 
 
Frage: Welcher vom MfS "Geschonte 
Nazi" ist vor Gericht gekommen?   
 
Die BStU erhebt den Vorwurf, das MfS habe 
Nazi- und Kriegsverbrecher geschont. 
Umfangreiche Bestände des Nazi-Archivs des 
MfS wurden von der BStU übernommen. 
Wer von den seitens des MfS angeblich 
geschonten Nazi- und Kriegsverbrecher wurde 
nach 1990 vor Gericht gestellt? 
 
Mit Material der BStU zur Vernichtung 
persönliche Existenzen  
 
Prof. Dr. Hansjörg Geiger  (ehemals Direktor 
der BStU und danach Präsident des 
Bundesverfassungsschutzes und des BND) hat 
2015 in einer Stellungnahme angemerkt: 
„Mehr als 25 Jahre nach dem Ende des MfS 
kann für die Frage nach der 
Verhältnismäßigkeit der Eingriffe in das 
Persönlichkeitsrecht der wie auch immer von 
den Stasi-Akten Betroffenen nicht mehr von 
einer Sondersituation ausgegangen werden, 
aus der heraus den Betroffenen 
diesbezüglich noch weiterhin besondere 
Einschränkungen auferlegt werden 
könnten.“  
Nach mehr als 25 Jahren ist eine 
„Übergangszeit“ doch wohl längst abgelaufen. 
In diesem Zeitraum sind alle Straftaten außer 
Völkermord und Mord verjährt und die meisten 
Straftaten bereits aus dem Strafregister getilgt. 
Nicht-Straftaten, wie die Zugehörigkeit zum MfS, 
eine IM-Tätigkeit oder deren Verschweigen nach 
1990 werden mit Material der BStU aber noch 
heute eingesetzt, um persönliche Existenzen zu 
vernichten und Personen, die keinerlei 
Straftaten begangen haben, öffentlich 
anzuprangern und zu diskreditieren. Wann ist 
mit einem Ende dieser Hexenjagd und der 
Herstellung rechtsstaatlicher Verhältnisse zu 
rechnen? 
 
Der Kalte Krieg wurde bekanntlich von 
beiden Seiten geführt  
 
Der Kalte Krieg als Merkmal der 
Systemauseinandersetzung zwischen 
Kapitalismus und Sozialismus wurde bekanntlich 
von beiden Seiten geführt, war von Aktion und   
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Reaktion und gegenseitiger Beeinflussung 
geprägt. Die Darstellungen der BStU blenden 
den Anteil der westlichen Seite fast völlig aus 
und halten MfS-Dokumente zu den westlichen 
Diensten weiter unter Verschluss, so dass der 
Eindruck von Schattenboxen entsteht und einer 
der beiden Fighter unsichtbar bleibt. 
 
Völlig ausgeblendet wird, dass zahlreiche DDR- 
und Bundesbürger von den westlichen und 
westdeutschen Geheimdiensten überwacht, 
ausgespäht und bespitzelt wurden und auch 
heute noch werden. Besonders offensichtlich 
wurde das bei der jüngsten gerichtlichen 
Auseinandersetzung um die Freigabe von 
Geheimdienstunterlagen der BRD-
Geheimdienste über den ehemaligen 
Ministerpräsidenten der DDR und Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages, Dr. Hans Modrow. 
 
Wann ist mit einer Öffnung der Archive der 
bundesdeutschen Geheimdienste zu rechnen 
und werden dann Bürger die sie betreffenden 
Unterlagen nach gleichen Regeln einsehen 
können, wie die Unterlagen des MfS? 
 
Keine Informationen über 
Spionagetätigkeiten der BRD-
Geheimdienste 
 
In den bekannt gewordenen Veröffentlichungen 
der BStU gibt es so gut wie keine Informationen 
über die Organisierung der umfangreichen 
Spionagetätigkeiten der BRD-Geheimdienste 
(angefangen mit der berüchtigten Organisation 
Gehlen, dem Bundesnachrichtendienst [BND], 
dem Bundesamt und den Landesämtern für 
Verfassungsschutz [BVA/LVA], dem 
Militärischen Abschirmdienst [MAD] und vieler 
anderer Institutionen, wie die „Kampfgruppe 
gegen Unmenschlichkeit [KgU]“, den „Un19 
tersuchungsausschuss freiheitlicher Juristen 
[UfJ]“, die „Ostbüros“ staatstragender 
bundesdeutscher Parteien, sowie maßgeblicher 
westlicher Geheimdienste mit ihren 
Filialen in der BRD und Westberlin, wie denen 
der USA [CIA, DIA, INSCOM, NSA u. a.]) gegen 
die DDR und andere damalige sozialistische 
Staaten. 
Dabei waren doch gerade deren umfangreichen 
und vielfältigen Aktivitäten notwendiger und 
berechtigter Anlass für die umfangreichen und 
auch sehr aufwendigen (kostenintensiven) 
Gegenmaßnahmen der DDR, wie der 
Spionageabwehr, einschließlich der deshalb 
notwendigen „Gegenspionage“ des MfS.  
Für die Spionageabwehr war im MfS 
federführend die Hauptabteilung II (der übrigens 
auch die Abt.„M“/Postkontrolle unterstand), 

verantwortlich. Es wurden immerhin über 5.000 
Spione ausländischer, vorrangig westdeutscher 
Dienste vom MfS enttarnt und rechtmäßig 
verurteilt. Warum ist die BStU gerade auf 
diesem Gebiet der legitimen Tätigkeit des MfS  
mit realen Informationen so zurückhaltend, 
besser gesagt sprachlos? 
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BStU beansprucht Deutungshoheit   
 
Die BStU hat bisher immer wieder 
grundsätzlich abgelehnt, Zeitzeugen aus den 
Reihen des MfS anzuhören und ihnen 
Gelegenheit zu geben, ihre Kenntnisse und 
ihr Wissen in die Aufarbeitung der 
Geschichte des MfS einzubringen. Eine 
Konferenz zur Geschichte der 
Hauptverwaltung Aufklärung wurde in 
Deutschland verhindert, konnte aber in 
Dänemark stattfinden. Vertreter westlicher 
Geheimdienste und westliche 
Geheimdienstexperten diskutierten hier mit 
MfS-Mitarbeitern auf gleicher Augenhöhe. 

Die BStU beansprucht dagegen die alleinige 
Deutungshoheit über die Unterlagen des MfS 
und lehnt entgegen den sonst üblichen 
Praktiken im Rahmen der politischen Bildung 
jeden Dialog pauschal ab. Das führt zu extremer 
Einseitigkeit und ist mit den Grundsätzen 
seriöser historischer Forschung nicht vereinbar. 
Warum sind Veranstaltungen zur sachlichen 
Geschichtsaufarbeitung in Deutschland nicht 
möglich und ist es nicht an der Zeit, die 
Erforschung der Tätigkeit des MfS in die Hände 
unabhängiger Wissenschaftler zu legen? 
 

Die BStU - wesentlicher Beitrag zur 
Entfernung von Staat und Gesellschaft  
 

Die BStU hat wesentlich dazu beigetragen, nach 
1990 die Entfernung der Mehrheit der DDR-
Eliten aus verantwortlichen Positionen in Staat 
und Gesellschaft zu rechtfertigen und 
durchzusetzen. Heute sind nahezu alle 
wichtigen Positionen in Staat und Gesellschaft 
von Personen mit westdeutscher Sozialisation 
besetzt, und es ist festzustellen, dass sich 
dieser quasi koloniale Zustand reproduziert. 
Ist das nicht ein Grund zu der Feststellung: die 
BStU hat damit ihren Auftrag erfüllt und wird 
nicht mehr benötigt? 
 

Spaltung Deutschlands weiter 
zementiert. 
 

Entgegen dem ursprünglichen Anliegen der 
Bildung der BStU und im Widerspruch zum 
„Gesetz über die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik“ (StUG) ist 
offenbar vorgesehen, diese für alle Zeiten zu 
einer Zentrale der „Aufarbeitung der SED-
Diktatur“, also der Anti-DDR-Propaganda zu 
entwickeln und dafür die überlieferten 
Materialien aller staatlichen Institutionen, der 
politischen Parteien und Massenorganisationen 
der DDR zu missbrauchen. Große 
Personengruppen werden grundgesetzwidrig 
weiter ausgegrenzt und diskriminiert. Viele 
ehemalige DDR-Bürger fühlen sich weiter als 
Menschen zweiter Klasse. 
Damit wird die Spaltung Deutschlands weiter 
zementiert. 
Lässt sich auf diese Weise die innere Einheit 
Deutschlands herstellen bzw. wird dieses Ziel 
überhaupt verfolgt?             (Nach grh / 6 / 2018)  

 
Einheit? Was läuft hier schief 
Mit  der  Beantwortung  der 

Frage  schließt  sich  der  Kreis 
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Zur Abberufung des langjährige Chef der 
Gedenkstätte Berlin-Hohensteinhausen, 
Hubertus Knabe, und einem damit erwarteten 
Kulturwandel wurde die Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien, 
Prof. Monika Grütters, gefragt:  Ist die 
Gedenkstätte Berlin-Hohenschönhausen eine 
Enklave im deutschen Rechtsstaat? 
Bei dem angestrebten Kulturwandel ist also die 
Verhinderung weiterer sexistischer Übergriffe 
der geringere Teil der zu lösenden Aufgaben. 
Vielmehr sollte wenigstens ein Minimum an 
Seriosität in der Arbeit der Gedenkstätte Berlin-
Hohenschönhausen durchgesetzt werden. 
Was übrigens Unterstellungen betrifft, die 
Ablösung von Herrn Knabe sei das Ergebnis 
einer linken Verschwörung, so bestätige ich 
Ihnen gern, dass Vertreter der Partei DIE 
LINKE zahlreiche und wiederholte Hinweise 
ehemaliger Mitarbeiter des MfS zu den 
unseriösen Praktiken der Gedenkstätte Berlin-
Hohenschönhausen stets ignoriert und nie 
weiter verfolgt haben. 
 

Der Kommandant 
muss abtreten 

 
Unter dieser Überschrift ist bereits in der 
Zeitung "Der Freitag" (27.9.2018) Karsten 
Krampitz, Historiker und Schriftsteller 
erschienen. Darin heißt es: 
 
Hubertus Knabe ist nicht mehr Direktor der MfS-
Opfer-Gedenkstätte Hohenschönhausen. Sein 
Verständnis von Geschichtswissenschaft war 
seit jeher äußerst fragwürdig. 
Hubertus Knabe ist Geschichte – gerade für 
einen Historiker ein bitterer Vorgang.  
Die taz schrieb in der Überschrift „Hubertus 
Knabe aus Knast entlassen“ – nach 17 

Jahren! –, der Stiftungsrat habe die Reißleine 
gezogen nach all den Turbulenzen um 
AfD- Nähe, eine schwierige politische 
Prioritätensetzung und schließlich die Vorwürfe 
sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. Die 
waren zwar gegen den Vizedirektor gerichtet, 
doch soll Hubertus Knabe seinen Stellvertreter 
durch aktives Wegschauen gedeckt und 
überhaupt in der Gedenkstätte einen 
„strukturellen Sexismus“ gefördert haben. Die 
Senatsverwaltung für Kultur teilte in einer 
Stellungnahme mit, der Stiftungsrat habe kein 
Vertrauen, „dass Herr Dr. Knabe den dringend 
notwendigen Kulturwandel in der Stiftung 
einleiten wird, geschweige denn einen solchen 
glaubhaft vertreten kann.“ 
Thesen zu Hans Globke 
Um es gleich vorwegzunehmen: Hubertus 
Knabe ist kein, wie es bei konservativen 
Journalisten jetzt heißt, „streitbarer Historiker“ – 
in der Geschichtswissenschaft ist er 
umstritten und zwar sehr umstritten. Wir wollen 
festhalten: dieser Mann hat einen Hans 
Globke zum „entschiedenen Gegner des 
Nationalsozialismus“ erklärt. So geschehen 
1999 im Buch »Die unterwanderte Republik. 
Stasi im Westen«. Der spätere Staatssekretär 
im Bonner Kanzleramt habe in der NS-Zeit 
durch seine Interpretation der Nürnberger 
Rassegesetze Tausenden von sogenannten 
Mischlingen das Leben gerettet. Gibt es 
hierzulande und heute noch irgendeinen 
anderen Historiker, der Ähnliches behauptet? 
 
Und was seine angeblichen Verdienste im 
Umgang mit DDR-Vergangenheit betrifft, die 
der Tagesspiegel ihm im Rückblick zuschreibt: 
Das Niveau der Aufarbeitung wird nicht in 
Dezibel gemessen. Dem gesellschaftlichen 
Diskurs zur DDR-Geschichte hat Hubertus 
Knabe keinen Dienst erwiesen. Einem 
Historiker hat es darum zu gehen, andere zu 
überzeugen – nicht zu besiegen. 
In Knabes Denken ist der SED-Staat ein 
statisches Gebilde, das sich seit den 
Fünfzigerjahren nicht wesentlich verändert hatte. 
Sein Mantra von der „kommunistischen 
Gewaltherrschaft“ macht es ihm unmöglich, die 
verschiedenen Entwicklungsphasen der 
DDR-Geschichte zu beschreiben.  
Hinzu kommt, dass sein Umgang mit den 
Quellen schon mal zu wünschen lässt. Die 
Thesen zu Globke etwa hat Knabe gar nicht erst 
versucht zu belegen. Offenbar ging es ihm allein 
darum, so der Historiker Klaus Bästlein 
in seinem aktuellen Buch Der Fall Globke: 
Propaganda und Justiz in Ost und West, die 
frühe Bundesrepublik von den Schuldvorwürfen 
aus der DDR zu entlasten. Ohnehin ist 
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seine Prämisse von der flächendeckenden 
Unterwanderung der alten Bundesrepublik 
durch Stasi-Agenten sehr fragwürdig. Kritikern 
begegnete er Ende der Neunzigerjahre 
mit dem Verweis auf die Rosenholzdateien, die 
sich damals noch in US-amerikanischer 
Hand befanden. Wolfgang Wippermann, 
Geschichtsprofessor an der Freien Universität 
Berlin, bezeichnete Hubertus Knabe in diesem 
Kontext als „Verschwörungsideologe mit 
gewissen neurotischen Zügen“. Die Rosenholz-
Dateien wurden 2003 der Bundesrepublik 
übergegeben; sie enthielten keinerlei Protokolle 
einer West-Verschwörung. „Es handelte 
sich um einen gezielten Bluff“, sagt 
Wippermann... 
Relativierung der NS-Geschichte 
Unter Konservativen aber und ehemaligen SED-
Gegnern erfreute er sich immer größter 
Beliebtheit. Schließlich ging es ihm nicht nur um 
die Anerkennung der SED-Opfer, 
sondern gleichermaßen um ihre Gleichstellung 
mit den NS-Opfern – was unterm Strich 
auf eine Relativierung der NS-Geschichte 
hinauslief. Vergleichen kann man nur, wenn 
man das Unvergleichbare (Holocaust und 
Vernichtungskrieg) ausspart.  
 
Die Art und Weise seiner Inszenierung und die 
Vielzahl seiner Publikationen, die allesamt ohne 
Zwischentöne den Unrechtsstaat DDR 
anprangerten, aber vor allem die Unterstützung 
durch die SED-Opferverbände verhalfen ihm 
2001 zur Berufung als Direktor der MfS Opfer- 
Gedenkstätte Hohenschönhausen. 
 
Unter seiner Ägide wurden wie nie zuvor 
(übrigens auch im Vergleich mit anderen 
Gedenkstätten wie Bautzen II) ehemalige 
Häftlinge in die Erinnerungsarbeit mit 
einbezogen. Im einstigen Stasi-Knast führen 
keine Historiker die Besucher durch die 
Gänge, sondern grundsätzlich Zeitzeugen.  
Die Gedenkstätte ist ihr Sprachrohr, 
wohingegen das normale Kerngeschäft einer 
Gedenkstätte – Forschung und 
Dokumentation wie auch die Vermittlung der 
Geschichte nach wissenschaftlichen und 
pädagogischen Standards – vernachlässigt 
wurde. Daher ist es mit dem Renommee der 
Gedenkstätte unter Fachkreisen nicht weit her. 
 
Eine einstimmige Kündigung 
Lange Zeit schien Hubertus Knabe gegen Kritik 
immun zu sein. Jegliche Beanstandung 
seiner Arbeit wurde als Opferverhöhnung 
diskreditiert. Er war nicht nur Direktor der 
Gedenkstätte Hohenschönhausen, er war ihr 
Kommandant. Einer, der schon früh mit 

dem Schlimmsten rechnete. Im Juni 2001 
sprach er in der Berliner Morgenpost über 
seinen Verdacht, „dass es politische Tendenzen 
gibt, mich aus diesem sensiblen Bereich 
zu entfernen. Offenbar setze ich mich zu sehr 
für die Opfer des DDR-Geheimdienstes 
und die Aufklärung des Stasi-Einflusses auf den 
Westen ein… Ich hatte vermutet, dass 
man mich bekämpfen werde. Dass es aber 
soweit gehen würde, konnte ich nicht ahnen.“ 
 
Und dann kam alles ganz anders. Dem 
Stiftungsrat, der nun die Kündigung einstimmig 
beschlossen hat, gehört auch ein Vertreter der 
SED-Opfer an. Dieter Dombrowski, der 
Bundesvorsitzende der Union der 
Opferverbände Kommunistischer 
Gewaltherrschaft, ist jeder Nähe zur Linkspartei 
unverdächtig. Das Gleiche gilt für Birgit 
Neumann-Becker, die Magdeburger 
Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der SED-
Diktatur oder auch für Maria Bering, die dem 
Gremium im Auftrag der Kulturstaatsministerin 
Monika Grütters (CDU) angehört. *** 
  

 
Schon junge Leute üben sich.  
Hinterherplappern - eine gängige Methode.   
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Noch in Erinnerung die wohl meinenden   
Worte - zum Ethos der Journalisten im 
Allgemeinen vom Leserobmanns der Freien 
Presse (24.9.2014)  
              Und nun ein anderer "Fall"  
 

 
 
Der Fall »Claas Relotius« ist kein Unfall und 
keine Katastrophe, sondern Ausdruck des 
Journalismus à la mode, für den der 
»Spiegel« Maß und Vorbild abgab, bis die 
Erzählblase platzte. 

Es hilft kein Ablenken 
Uwe Krüger, Uni Leipzig  schreibt: Seit zwei 
Monaten beschäftigt der »Fall Relotius« den 
»Spiegel«, die Journalistenbranche und Teile 
einer breiteren Öffentlichkeit. »Fall Relotius« 
nennt den Skandal zumindest der »Spiegel« 
selbst, um von seiner eigenen Verantwortung 
abzulenken:  
»Es ging nicht um das nächste große Ding. Es 
war die Angst vor dem Scheitern«, hat Relotius 
laut »Spiegel« nach seiner Enttarnung gesagt. 
Das klingt weniger nach einem kaltblütigen 
Fälscher als vielmehr nach einem armen 
Würstchen in einem großen Räderwerk, dessen 
Systemimperative es eine zeit lang bedienen 
und benutzen konnte. 
...In dieser Traditionslinie färbe die 
Nachrichtenmagazingeschichte »ihre Argumente 
und Szenen so ein, dass eine Quintessenz, eine  
 

 
 
Der Frage nach den Medienmächtige in 
Deutschland ging (22.5.2018) die Satire- Sendung 
"Die Anstalt" nach. In der gewohnt zugespitzten 
Weise, mit  hohen Informationsgehalt und 
ausführlichen  Quellenverweisen. Mit dem 
Satireformat wird das aufgegriffen, was sonst 
liegen geblieben wäre.   
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Tendenz erkennbar wird. Der Verfasser hat also 
sein Material vor der Niederschrift interpretiert 
und erzählt nun die >Geschichte< im Sinn und 
Geist seiner Interpretation. 
Was für seine Deutung spricht, dient als Beleg, 
was dagegen spricht, wird eher weggelassen.   
 

Journalismus ist immer Wirklichkeits-
konstruktion: Das gilt für die vermeintlich 
»nackte« Nachricht, die »pure« Vermeidung 
objektivierter beziehungsweise intersubjektiv 
nachvollziehbarer Fakten genauso wie für die 
schön geschriebene Reportage, die von den 
Sinneseindrücken des Journalistensubjekts lebt.  
                     (Nach Uwe Krüger nd 16./17. 2. 2019) 
 

 
 

»Wahrheit« und Vermarktung 
Leserbrief Rainer Müller-Broders:  
 
Die Beiträge zur Geschichte und Aktualität der 
Fake News in der öffentlichen Berichterstattung 
zeigen das erschreckende Ausmaß einer 
umfassenden Manipulation der öffentlichen 
Meinung. Dabei sind der »Stern« mit den 
»Hitler-Tagebüchern« und aktuell der »Spiegel« 
und sein Fall Relotius nur die Spitze des 
Eisberges eines Journalismus, der die 
»Wahrheit« unter dem Diktat der Vermarktung 
von Nachrichten erodieren lässt. Fakten werden 
zu Geschichten umgeschrieben, weil die sich 
vermeintlich besser verkaufen lassen. 
Nachrichten degenerieren zur Ware und müssen 
dem Verkaufserfolg dienen, ob sie nun wahr, 
halbwahr oder ganz erfunden sind. Die 
Verfasser dieser Geschichten - oft als freie 
Mitarbeiter - sind nicht nur Verkäufer ihrer 
Textware, sondern stehen, in der Sorge um ihr 
Ein- und Auskommen, unter massivem Einfluss 
der politischen Vorgaben von Chefredakteuren 
und Verlagen. 
 
 

 
 

Es stehen Wahlen an. Und CDU und SPD haben 
ihre Parteistrategien für Ostdeutschland 

festgeklopft.  Bei der SPD geht es »auch um die 
Frage, wie wir das so dringend notwendige 

Geschichtsbewusstsein wieder stärker verankern 
können« JA! und was sagt die Praxis?  Kommt 

Morgendämmerung? 
 

Debatte um Bodenreformerben: 
LINKE als einzige Vertreterin ostdeutscher 

Interessen 
 

Ende des letzten Jahres wurde im Landtag der 
Doppelhaushalt für die kommenden beiden 
Jahre beschlossen. Dabei gab es das vertraute 
Bild. Die Koalition hat sich ausführlich selbst auf 
die Brust geschlagen, die im Plenum gestellten 
Anträge der Opposition sind in altbekannter 
Manier ausnahmslos alle abgelehnt worden.  
Der Fraktionsvorsitzende der SPD umriss 
das Selbstverständnis der Koalition treffend: 
Man müsse gegen die Anträge der 
Opposition stimmen, seien sie es doch in der 
Regel gar nicht wert, sich mit ihnen zu 
beschäftigen. 
...Im Haushalt wimmelt es nur so vor 
gegenseitigen Deckungsfähigkeiten ganzer 
Titelgruppen. Praktisch heißt das, dass in den 
Ministerien im Laufe der Jahre Gelder großzügig 
hin und „nachzeichnen“ wollen. Komischerweise 
nur die, für den Fiskus günstigen, vor März 1990 
– unter völliger Ignorierung der „Modrow-
Gesetze“. Die GRÜNEN begründeten dies mit 
dem „kurzen historischen Moment“, in dem 
diese gegolten hätten. Justizminister Gemkow 
(CDU) führte schließlich aus, dass der 
Rechtsfriede hergestellt sei und er einen 
Ausgleich für nicht nötig erachte. Paradox, dass 
etwas, was in der DDR Unrecht gewesen sei – 
Land entschädigungslos zu enteignen – in der 
BRD auf einmal rechtskonform sein soll und sich 
dabei noch auf überkommene 
Rechtsverhältnisse jenes „Unrechtsstaats“ 
berufen wird!       Alle anderen Fraktionen 
lehnten unseren Antrag ab.  
 

Klaus Bartl, MdL  / 
 Aus Der klare Blick Jan. 2019  

 
In  Reihe ANGEMERKT werden vom Freundeskreis 
Neue Zeit Geschichte Chemnitz Beiträge zitiert und 
kommentiert. Sowohl für Zeitgenossen als auch für 
Weggenossen.  


